
 
 

Detaillierte Übersicht aller Anmerkungen der BNetzA zum Entwurf der Kooperationsvereinbarung (Stand 17.07.2008) 
Kommentierung zu den vorgenommenen Änderungen (Stand: 29.07.2008)1 
 
 

 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
 § 3 Ziff. 21 KoV; jetzt 

§ 3 Ziff. 16 KoV 
Ergänzung Satz 1 nach „von 
300 MWh/h und mehr“ um 
„soweit der Bilanzkreisver-
antwortliche nicht gegenüber 
dem Bilanzkreisnetzbetreiber 
erklärt hat, dass die Ent-
nahmestelle stattdessen der 
Fallgruppe der Letztverbrau-
cher mit Tagesband angehö-
ren soll“. 

Umsetzung des Wahlrechts 
nach unten gem. § 13 Ziff. 2 
Fallgruppe (a) KoV. 

Änderung aufgenommen; wegen der Ausgestaltung 
des Wahlrechts Ergänzung notwendig: „und der Bi-
lanzkreisnetzbetreiber in diesem Fall nicht wider-
sprochen hat.“; Verweis auf Großverbraucher statt 
Letztverbraucher. 

 § 3 Ziff. 22 KoV; jetzt 
§ 3 Ziff. 17 KoV 

Ergänzung Satz 1 nach „von 
300 MWh/h und weniger“ um 
„soweit der Bilanzkreisver-
antwortliche nicht gegenüber 
dem Bilanzkreisnetzbetreiber 
erklärt hat, dass die Ent-
nahmestelle stattdessen der 
Fallgruppe der Letztverbrau-
cher ohne Tagesband ange-
hören soll“. 

Umsetzung des Wahlrechts 
nach unten gem. § 13 Ziff. 2 
Fallgruppe (a) KoV. 

Änderung aufgenommen. Verweis auf Großverbrau-
cher statt Letztverbraucher. 

 § 3 Ziff. 30 KoV; jetzt 
§ 3 Ziff. 24 KoV 

Untersuchung von alternati-
vem Einsatz der Austausch-

Nicht zuletzt durch weitere MG-
Zusammenlegungen wird zu-

Änderung in § 18 KoV aufgenommen.  

                                                
1 Neben den Änderungen, die in dieser Tabelle erläutert werden, wurden gegenüber der am 24. Juni 2008 übersandten Fassung noch verschiedene redaktionelle Ände-
rungen (inkl. verschiedener Berichtigungen von Querverweisen) sowie eine geringe Anzahl inhaltlicher Ergänzungen vorgenommen (alle Änderungen sind aus der beige-
fügten Compare-Version ersichtlich). Bei den inhaltlichen Ergänzungen handelt es sich um eine Klarstellung in § 2 KoV (Verpflichtung zur Bilanzierung), eine Ergänzung 
in § 21 Ziffer 2 KoV (Verstärkung der Verpflichtung zur Lieferung ausspeisenetzscharfer Daten), Streichung in § 21 Ziffer 3 1. Absatz KoV (Umfang der Datenübermittlung 
zwischen Netzbetreibern), eine Verschiebung in § 21 Ziffer 4 KoV (die Daten zur Flüssiggaszumischung sind nunmehr richtigerweise bei den Netzbetreiber-internen Da-
ten aufgeführt), § 27 KoV (eine Bemühensklausel für aufgrund behördlichen Eingreifens notwendigen Weiterentwicklung der Biogaskostenwälzung), Anlage 2 (die Tabel-
le wurde korrigiert) sowie § 60 Anlage 3 (Anpassungsrecht bei weiterer Zusammenlegung von Marktgebieten). Für nähere Erläuterungen stehen wir natürlich gerne zur 
Verfügung.  
 



- 2 - 
 

 
 

2 

 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
möglichkeiten von Überlap-
pungsflächen (Mini-MüT): 
Entweder zur Reduktion ex-
terner Regelenergie durch 
Einsatz von interner Regel-
energie durch den nachgela-
gerten Netzbetreiber über 
die MG-Grenzen hinweg; 
oder 
als zusätzlich buchbare 
MüT-Kapazität zwischen den 
betroffenen Marktgebieten. 

sätzliche Regelenergie zur 
Darstellung des E-E-Systems 
benötigt. Dies sollte zuerst 
durch interne Regelenergie 
über MG-Grenzen hinweg zur 
Verfügung gestellt werden, be-
vor externe Regelenergie dafür 
eingekauft werden muss. Des-
halb sollte möglichst viel Kapa-
zität hierfür reserviert werden. 

 § 4 Ziff. 2 KoV Ergänzung der Pflichtaufga-
ben des marktgebietsauf-
spannenden Netzbetreibers 
um die Pflichten zur Abwick-
lung der Bilanzierung und 
zur Beschaffung und zum 
Einsatz von Regelenergie, 
die bei einer Mehrzahl 
marktgebietsaufspannender 
Netzbetreiber ggf. zu zentra-
lisieren sind. 
 
 
 

Bilanzierung und Regelener-
giebeschaffung/-einsatz zwin-
gende Pflichtaufgaben des 
marktgebietsaufspannenden 
Netzbetreibers. 

Die Pflicht zur Abwicklung der Bilanzierung und zur 
Beschaffung und Einsatz von Regelenergie obliegt 
dem Bilanzkreisnetzbetreiber, die entsprechenden 
Pflichten sind geregelt in §§ 16, 19 Ziff. 1 KoV (vgl. 
auch die Festlegung vom 28.5.2008, Ziffer 3 lit.c). 
Hinweis auf die Pflichten nach §§ 16, 19 KoV in § 4 
Ziffer 2 Absatz 2 KoV aufgenommen. Zu einer Mehr-
zahl von marktgebietsaufspannenden Netzbetreibern 
vgl. auch § 3 Ziff. 8, 23.  

 KoV 
§ 6 Abs.5 -11, S.19-
21 
 
 
 
 
 
 
 

Die Beschreibung der Bio-
gaswälzung in der KoV 
selbst ist zu streichen. 
 
Es sollte ein § 6 Abs.5 ein-
gefügt werden: 
„Die Biogaskostenwälzung 
erfolgt nach Maßgabe der 
Regelungen der Anlage 4 
(Leitfaden zur Kostenwäl-

Grundgedanke hier, dass die 
Regelung der Biogaskostenwäl-
zung und (ggf. des Zugangs) in 
einem Leitfaden erfolgt. Der zur 
Kostenwälzung Biogas entwi-
ckelte Leitfaden ist als Anlage 
an die KoV anzufügen. In den 
bereits geführten Gesprächen 
wurde vorgetragen, dass der 
Leitfaden Bestandteil der KoV 

Änderung aufgenommen.  
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 35 KoV 
 

zung Biogas) dieser Ver-
einbarung.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In das Verzeichnis der An-
lagen einzufügen: 
4. Leitfaden zur Kostenwäl-
zung Biogas 

werden soll. Hierbei ging die 
BNetzA davon aus, dass die 
KoV darauf verweist. Eine zu-
sätzliche Erfassung von, nach 
Maßgabe des Leitfadens aus-
gestalteten Regelungen zur Be-
schreibung der Biogaswälzung 
ist dann entbehrlich. In jedem 
Fall sind Doppelungen und Wi-
dersprüche zwischen KoV und 
Leitfaden zu vermeiden, sowie 
alle Passagen zum sog. Zielmo-
dell (u.a. Biogas-Faktor in § 3 
Ziff. 11 KoV) aus der KoV zu 
streichen, da für das Modell 
noch kein gültiger Rechtsrah-
men vorliegt. 
 
Der Verweis auf den Leitfaden 
in § 6 Abs.6 KoV als Anlage 4 
ist in der Regelung des § 35 
KoV noch zu ergänzen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Änderung aufgenommen.  

 Leitfaden zur Kos-
tenwälzung Biogas 
(Stand 07.07.2008) 

Hierzu wurden bereits Ge-
spräche geführt am 
27.05.2008, 11.06.2008 und 
23.06.2008. Der Leitfaden 
wurde weitgehend abge-
stimmt. In der Fassung vom 
07.07.2008 vorzunehmende 
Änderungen sind in dieser 
Tabelle beschrieben. 

Ist noch mit den Ländern abzu-
stimmen. 

 

 Evtl. in 5.1 Prozess-
beschreibung, S. 12, 
einzufügen. 

Allgemeine Anmerkungen: 
 
Der Leitfaden sollte eine 
Regelung für den Fall meh-

Bisher bleibt unklar, wie die Bio-
gas-Gesamtkosten bei mehre-
ren marktgebietsaufspannenden 
Netzbetreibern innerhalb eines 

Änderung aufgenommen. 
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
rerer marktgebietsaufspan-
nender Netzbetreiber inner-
halb eines Marktgebietes 
enthalten. 
Die Bundesnetzagentur 
empfiehlt die Aufteilung der 
zu wälzenden Biogas-
Gesamtkosten auf die ein-
zelnen marktgebietsauf-
spannenden Netzbetreiber 
entsprechend ihrer jeweili-
gen Ausspeisekapazitäten. 

Marktgebietes aufgeteilt und 
gewälzt werden sollen. 
 

 S.3 unten 
„Nach dem in diesem 
Leitfaden beschrie-
benen Verfahren der 
Kostenwälzung wer-
den alle Kosten über 
die Umlage erlöst.  
Darüber hinaus blei-
ben bei den Netz-
betreibern keine Bio-
gas-Kosten.“ 
 

Textvorschlag: 
"Nach dem in diesem Leit-
faden beschriebenen Ver-
fahren der Kostenwälzung 
werden die Biogas-Kosten 
aller Netzbetreiber über 
die Umlage (bzw. Ab-
schlagszahlungen) erlöst.  
Darüber hinaus bleiben bei 
den Netzbetreibern keine 
Biogas-Kosten. 
 
 

Zur Klarstellung, dass Netz-
betreiber, unabhängig von ihrer 
Netzebene, keine Biogaskosten 
für eine Anhebung der Erlös-
obergrenze mit Verweis auf § 11 
(2) Nr. 8a ARegV geltend ma-
chen können. 

Änderung aufgenommen. 

 S. 5 Begriffe 
 
Biogas-
Gesamtkosten:  
„Summe aller durch 
die Netzbetreiber zu 
meldenden Biogas-
Kosten und der eige-
nen Biogas-Kosten 
des marktgebietsauf-
spannenden Netz-

 
Textvorschlag: 
Biogas-Gesamtkosten: 
Summe aller gemäß § 20 b 
GasNEV zu wälzenden 
Biogas-Kosten in einem 
Marktgebiet. 
Alternativvorschlag: der 
Zusatz:„sowie der nicht 
durch die Pauschale nach  
§ 41e (8) GasNZV gedeck-

 
 
Die Kosten des Bilanzkreisnetz-
betreibers für den erweiterten 
Bilanzausgleich gem. § 41e 
GasNZV sind in der derzeitigen 
Definition der Gesamtkosten 
nicht enthalten. 
 
 
 

Änderung aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



- 5 - 
 

 
 

5 

 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
betreibers im Markt-
gebiet.“ 
 
 
 
 
 
 
 
spezifischer Biogas-
Wälzungsbetrag: 
„Exit-Punkte zu Spei-
chern sowie zu ande-
ren Marktgebieten 
bzw. an Grenzüber-
gangspunkten wer-
den nicht berücksich-
tigt.“ 

ten Kosten für den erweiter-
ten Bilanzausgleich nach  
§ 41e GasNZV.“ 
 
 
Vorschlag: 
Text zu löschen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
erforderlicher Zusatz: 
„Falls als marktgebietsauf-
spannender Netzbetreiber 
mehrere Netzbetreiber be-
nannt sind, sind die Biogas-
Gesamtkosten kapazitäts-
gewichtet auf die einzelnen 
marktgebietsaufspannen-
den Netzbetreiber aufzutei-
len.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausnahme der Speicher, 
Marktgebietsgrenzen und 
Grenzübergangspunkte stellt 
einen erheblichen Mehraufwand 
bei der Wälzung dar und er-
scheint daher unverhältnismä-
ßig. 
 
 
 
Es ist festzulegen, wie die Auf-
teilung der Biogas-
Gesamtkosten in einem Markt-
gebiet zu erfolgen hat, wenn 
dort mehrere marktgebietsauf-
spannende Netzbetreiber tätig 
sind (vgl. lfd. Nr. 1.2.1). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Formulierung beibehalten. Die Ausnahme der Spei-
cher, Marktgebietsgrenzen und Grenzübergangs-
punkte stellt nach Einschätzung der Netzbetreiber 
keinen erheblichen Mehraufwand bei der Wälzung 
dar. Weiterhin soll dadurch insbesondere eine Dop-
pelbelastung einzelner Netznutzer vermieden wer-
den. 
 
 
 
Änderung inhaltlich aufgenommen. 

 4.1; S.8 
 
 
 
"Bei der Wälzung der 
Biogas-Kosten ist 
sicher zu stellen, 
dass keine doppelte 
Berücksichtigung 

Textpassage dringend zu 
überarbeiten.  
Vorschlag: 
 
"Bei der Wälzung der Bio-
gas-Kosten ist sicherzustel-
len, dass Kosten nicht dop-
pelt Berücksichtigung über 
die Netzentgelte und den 

Es ist auf jeden Fall das „in der 
Regel“ zu löschen, da keine 
Ausnahmen denkbar sind. 
 
Im Rahmen der Entgeltgeneh-
migung nicht anerkannte Kosten 
sind hier ebenfalls nicht aner-
kennungsfähig. 

Regelung angepasst. Nicht bei jedem Netzbetreiber 
wurde in 2008 eine Kostenprüfung durchgeführt. Die 
Aufwendungen, die durch die Einspeisung von Bio-
gas entstehen, wirken beim Netzbetreiber effizienz-
reduzierend.  
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
über die Netzentgelte 
und den Wälzungs-
mechanismus erfolgt. 
 
Zu den Biogas-
Kosten zählen so-
mit in der Regel nur 
Kostenanteile, die 
nicht in den Netz-
entgelten bereits 
enthalten sind.“ 
 

Wälzungsmechanismus 
erfolgt. 
 
 
Es können daher als Bio-
gas-Kosten ausschließ-
lich Kosten in Ansatz ge-
bracht werden, welche 
nicht bereits Gegenstand 
der Kostenprüfung in 
2008 gewesen sind." 

 4.1 g) S.10 
„- die den Biogas-
Anlagen darüber hin-
aus zuzuschlüsseln-
den Kosten im Netz, 
die nicht direkt zuor-
denbar sind, aber 
durch die Biogasein-
speisung verursacht 
werden.“ 

Zusatz: 
…, soweit sie nicht bereits 
Gegenstand der Kostenprü-
fung 2008 gewesen sind. 

vgl. Anmerkungen zu lfd. Nr. 
1.2.4. 
 

Regelung angepasst. Kommentar s. Ziffer 10 

 5.1 a) , S.12 Klarstellung:  
Die Meldepflicht bezieht 
sich nach Ansicht der Bun-
desnetzagentur auf die 
Plan- und Ist-Kosten 

Die Plankosten des Jahres a+1 
sind gemeinsam mit dem Plan-
Ist-Abgleich der Kosten des Jah-
res a-1 in a an den marktge-
bietsaufspannenden Netzbetrei-
ber UND die Regulierungsbe-
hörde zu übertragen. 
Dies wurde im Rahmen der Ge-
spräche zum Leitfaden bereits 
erörtert. 

Änderung an dieser Stelle nicht aufgenommen. Die 
Meldung der Ist-Kosten ist in 5.1 c) Schritt 3 (Anpas-
sungen) beschrieben. 

 5.1 a), S.13 oben 
5.1 c), S.14 mittig 

Hier ist einzufügen, dass 
Abschlagszahlungen auch 
an BKN erfolgen. 

Hier wurde die Kostenerstattung 
an Bilanzkreisnetzbetreiber nicht 
bedacht. Da der BKN Kosten im 

Änderung aufgenommen. 
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
Rahmen des Wälzungsprozes-
ses geltend machen kann, sind 
diese auch zu erstatten. Wäre 
auf Basis der Kostenmeldung 
keine Erstattung vorgesehen, 
würden die biogasbedingten 
Regelenergiekosten doppelt 
angelastet: einmal über die Bio-
gasumlage, einmal über die 
Umlage der Regelenergiekosten 
des BKN. 

 5.1 c), S.14 
Erster Absatz 
 
 
 
 
 
 
Die Ist-Biogas-Kosten 
sind von einem Wirt-
schaftsprüfer zu tes-
tieren. 

einzufügen: 
"… melden an den markt-
gebietsaufspannenden 
Netzbetreiber und die Re-
gulierungsbehörden zum 
30. September…" 
 
Vorschlag: 
Testat Wirtschaftsprüfer 
streichen. 
 

Nach Verständnis der BNetzA 
ist auch der Plan- Ist-Abgleich 
an BNetzA zu melden. 
 
 
 
 
 
Das Testat ist bei Vorlage der 
Plan- und Ist-Kosten bei der 
Bundesnetzagentur nicht erfor-
derlich. 

Änderung inhaltlich aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Änderung aufgenommen. 

 5.1 c), S.14 letzter 
Absatz 
"Der marktge-
bietsaufspannende 
Netzbetreiber veröf-
fentlicht die in seinem 
Marktgebiet angefal-
lenen Kosten für Bio-
gas auf seiner Inter-
netseite.“ 

Vorschlag für Zusatz: 
„Hierbei werden die von den 
einzelnen Netzbetreibern 
geltend gemachten Kosten 
für Biogas einzeln ausge-
wiesen." 
 
 
 
 
"Für die nachgelagerten 
Netzbetreiber ist der spezi-
fische Biogas-Aufschlag im 

Die gemeldeten und erstatteten 
Kosten sollen möglichst netzge-
bietsscharf veröffentlicht wer-
den, um ein Höchstmaß an 
Transparenz und Disziplin zu 
erlangen. 
 
 
 
 
Im Rahmen der Übergangslö-
sung erfassen auch die markt-
gebietsaufspannenden Netz-

Änderung inhaltlich aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Änderung inhaltlich aufgenommen. Eingefügt: “so-
weit er unter die Kostenregulierung fällt“, da die Re-
gelung keine Geltung für nicht kostenregulierte 
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
Kostenblock "vorgelagerte 
Entgelte" enthalten. Der 
marktgebietsaufspannende 
Netzbetreiber erfasst seine 
Kosten aus der Zahlung der 
Abschläge als "Kosten aus 
der Inanspruchnahme vor-
gelagerter Netze", weist hier 
über die Biogas-Kosten 
hinaus jedoch keine Positi-
onen aus." 

betreiber die biogasbedingten 
Kosten als Kosten vorgelagerter 
Netze und weisen einen zu wäl-
zenden Betrag aus. Anders ist 
eine Erhöhung der Erlösober-
grenze mit Verweis auf § 11 (2) 
Nr. 4 ARegV nicht möglich. 

marktgebietsaufspannende Netzbetreiber haben 
kann. 

 § 9 KoV Klarstellung erforderlich. Die Abgrenzung der in § 9 KoV 
genannten Instrumente ist inso-
weit unklar, als es sich auch um 
Maßnahmen im Rahmen des 
Einsatzes interner Regelenergie 
handeln kann. So ist insbeson-
dere der Netzpuffer vorrangig 
für die Bereitstellung interner 
Regelenergie einzusetzen.  

Klarstellung in § 9 lit. d) letzter Satz aufgenommen.  
§ 11 Ziffer 2 angepasst. 

 § 11 Ziff. 1 KoV Streichung des Einschubs 
„unter Einhaltung der inter-
nen Bestellung“  

Im Rahmen eines durch den 
Bilanzkreisnetzbetreiber koordi-
nierten Einsatzes, kann die Ka-
pazität bei Netzpuffernutzung 
die interne Bestellung über-
schreiten. Netzpuffer orientiert 
sich gerade nicht am Leistungs-
bedarf im Ausspeisenetz, son-
dern am technischen Steue-
rungsbedarf im Marktgebiet. 
Dementsprechend erfordert eine 
Überschreitung der internen 
Bestellung zum Zwecke des 
Netzpuffereinsatzes konsequent 
auch keine Anpassung der Be-
stellung, vgl. § 10 Ziff. 2 KoV 

Änderung aufgenommen.  
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
 § 18 Ziff. 3 KoV Folgenden Satz 2 ergän-

zen: „Für den gegenseitigen 
Abruf von Regelenergie 
vereinbaren sie zumindest 
Regeln für das Verfahren, 
die dabei einzuhaltenden 
Fristen sowie den elektroni-
schen Datenaustausch.“ 

Klarstellung der Mindestabspra-
chen angrenzender Bilanzkreis-
netzbetreiber zum gegenseiti-
gen Austausch von Regelener-
gie. 

Regelung inhaltlich aufgenommen. 

 § 19 Ziff. 2 Satz 2 
KoV 

Satz 2 umformulieren: „Soll-
ten Ausspeisenetzbetreiber 
entgegen ihrer gesetzlichen 
Verpflichtung keine Stan-
dardlastprofile anwenden 
und/oder nicht in der Lage 
sein, dem Bilanzkreisnetz-
betreiber und Bilanzkreis-
verantwortlichen Standard-
lastprofile und Allokations-
daten für seine SLP-Ent-
nahmestellen zu melden, ist 
der Bilanzkreisnetzbetreiber 
berechtigt und verpflichtet,  
Standardlastprofile für die 
betroffenen SLP-Entnahme-
stellen zu entwickeln, zu-
zuweisen und anzuwenden. 
Die anzuwendenden Stan-
dardlastprofile haben den 
typischen Abnahmeprofilen 
verschiedener Gruppen von 
Letztverbrauchern Rech-
nung zu tragen. 

Klarstellung, dass: 
 
BKN zur Bereitstellung von SLP 
nicht nur berechtigt, sondern 
verpflichtet ist, 
 
und dass für die Umsetzung 
dieser Verpflichtung Standard-
lastprofile herangezogen wer-
den sollen. Hierbei ist es mög-
lich, sowohl auf ein syntheti-
sches als auch auf ein analyti-
sches Lastprofilverfahren zu-
rückzugreifen. Beide Verfahren 
haben typische Abnahmeprofile 
verschiedener Gruppen von 
Letztverbrauchern (insbesonde-
re Gewerbe und Haushaltskun-
den) zu berücksichtigen. Das 
vom BKN gewählte SLP-
Verfahren hat die dem Verwen-
dungszweck und der Datenlage 
entsprechende höchstmögliche 
Prognosequalität sicherzustellen 
und gleichfalls eine schnelle und 
zuverlässige Bilanzierung zu 
gewährleisten. Der BKN hat für 
die hierfür erforderliche Daten-

Änderung aufgenommen. Formulierung entspre-
chend dem Schreiben der BK 7 vom 17. Juli 2008, 
S. 2, 2. und 3. Absatz angepasst und entsprechend 
dieser Vorgabe klargestellt, „dass es sich nur um ein 
Ersatzverfahren handelt, das gegenüber der Ent-
wicklung von SLP durch den ANB nachrangig ist und 
nur Näherungswerte ermöglicht.“ 
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
beschaffung neben dem ANB 
ggf. auch weitere Marktbeteiligte 
einzubeziehen. 
 

 § 19 Ziff. 2 Satz 4 
KoV 

Streichen bzw. anpassen Die beispielhaft für die Umset-
zung eines SLP-Verfahrens auf-
geführten Daten sind an die 
entsprechenden Mindestanfor-
derungen (siehe lfd. Nr. 20) an-
zupassen. Ein reines Abstellen 
auf Zerlegungsfaktoren für die 
mengenmäßige Zuordnung auf 
Bilanzkreise ist hierbei nicht 
sachgerecht. 

Änderung aufgenommen; Mindestanforderungen 
berücksichtigt.  

 § 19 Ziff. 2 Satz 5 
KoV 

Streichen Verfahrensabhängige Übermitt-
lung von Allokationsdaten ist an 
anderen Stellen bereits explizit 
geregelt.  

Änderung aufgenommen; Verpflichtung ergibt sich 
aus § 24 Ziffer 4 Abs. 3 Anlage 3.  

 § 19 Ziff. 2 Satz 6 
lit. a) und lit. b) KoV 

Streichen Das in den Regelungen ange-
legte Restlast-Verfahren erfüllt 
nicht die Voraussetzungen eines 
SLP-Verfahren und ist daher 
nicht sachgerecht: 
 
Das gewählte Restlast-
Verfahren enthält nicht die er-
forderliche Entnahmestellen-
spezifikation bei der (mittels 
Zerlegungsfaktoren) unter-
schiedliche Kundengruppen zu 
berücksichtigen sind, sondern 
sieht lediglich die Verteilung der 
Restlastkurve anhand von Men-
genkriterien vor. Die Vorausset-
zungen eines SLP-Verfahrens 

Änderungen aufgenommen; Kriterien für Ersatzver-
fahren konkretisiert unter Berücksichtigung von Ge-
werbe und Haushaltskunden. 
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
sind daher nicht erfüllt; 
Zudem sieht § 19 Ziff. 2 Satz 6 
lit. b) KoV eine Behandlung von 
RLM-Kunden wie SLP-Kunden 
vor; diese Gleichstellung hebelt 
weite Teile des Grundmodells 
GABi Gas aus 
 

 § 19 Ziff. 2 Satz 6 
lit c) KoV 

Streichen Nullmengenallokation ist kein 
sachgerechtes Verfahren und ist 
daher ersatzlos zu streichen: 
Nullwert stellt keinerlei Nähe-
rung an den tatsächlichen Be-
zug an der Entnahmestelle dar, 
ist daher kein SLP-Verfahren, 
sondern ein Pönalisierungsvor-
gang; 
Allokation einer Nullmenge bzw. 
gar keines Werts soll gerade 
durch die SLP-Bildung und –
Anwendung durch den BKN 
vermieden werden 
Nullallokation verursacht Über-
speisung im Bilanzkreis des 
BKV, die Ausgleichsenergie, 
Strukturierungsbeiträge und 
Zahlungspflichten des BKV im 
Rahmen der Mehr-
/Mindermengen-Abrechnung 
auslöst. Sie belastet damit 
Marktbeteiligte (BKV und TK), 
die nicht an der KoV beteiligt 
sind; 
 Bei Anpassung der Einspeisun-
gen des BKV an die Nullmen-
genallokation auf Ausspeisesei-

Die unter Anmerkung Ziff. 19 vorgesehene Anfrage 
bei anderen Marktteilnehmer wurde aufgenommen; 
Nullallokation bleibt als letztes Mittel bestehen, wenn 
keine Daten vorliegen.  
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te steigt der Bedarf an Regel-
energie. Dies belastet das Um-
lagekonto und somit die Allge-
meinheit. 

 19 Ziff. 3 KoV Anpassung an Änderungen 
des § 19 Ziff. 2 KoV und 
Klarstellung, dass der BKN 
die für die Anwendung von 
durch den BKN gebildeten 
SLP-Verfahren von den 
ANB erhobenen Entgelte 
auf das Umlagekonto ge-
mäß § [15] der Anlage 1 zur 
Festlegung BK7-08-002 zu 
buchen hat. 

Anwendung der durch den BKN 
gebildeten SLP dient der Ver-
meidung von Regelenergie. Die 
daraus erwachsenden Kosten 
und Erlöse sind daher auf dem 
Umlagekonto für Regel- und 
Ausgleichsenergie zu buchen. 
Da das Ausgleichsleistungssys-
tem für den BKN ergebnisneut-
ral zu sein hat, können die Erlö-
se aus den Entgelten nach § 19 
Ziff. 3 KoV dagegen nicht beim 
BKN verbleiben. 

Änderung aufgenommen. Zusätzlich wurde entspre-
chend der nebenstehenden Erläuterung auch die 
Buchung der Kosten auf das Konto ergänzt. 

 § 20 lit. a) Satz 1 KoV Regelung erscheint über-
flüssig und kann daher ge-
strichen werden.  
 
Soll an der Regelung fest-
gehalten werden, so ist zu-
mindest Klarstellung erfor-
derlich, welche Funktion der 
Deklarationsliste zukommen 
soll.  
 
Ferner ist klarzustellen, 
dass Deklarationsliste ledig-
lich informatorischen Cha-
rakter haben kann. Sie steht 
der nachträglichen unter-
monatlichen Einbrin-
gung/Herausnahme von 
Bilanzkreisen Bilanzkreise 

 
 
 
 
Es ist nicht ersichtlich, welcher 
Nutzen aus der Deklarationsliste 
gezogen werden kann. 
 
 
 
 
Untermonatlicher Beginn bzw. 
Ende der Bilanzierung für neue 
Entnahmestellen eines BKV ist 
gem. § 20 Abs. 1b EnWG sowie 
nach der Festlegung GeLi Gas 
zwingend zu ermöglichen 
(vgl. dazu die Prozesse „Liefer-
beginn“ und „Lieferende“). 

Die Deklarationsliste stellt für den BKN die Informa-
tionen bereit, welche Allokationsspuren (Zeitreihen-
typen) er für den folgenden Monat pro Bilanzkreis 
erwarten darf. Damit wird der Datenumfang, der täg-
lich empfangen werden muss definiert. Im IT-System 
des BKN werden mit dieser Information Archivspu-
ren angelegt, auf die diese Allokationen geschrieben 
werden. Werden keine Zeitreihentypen angemeldet 
(deklariert), dann erwartet der BKN hierzu auch kei-
ne Allokationen und wird diese (nichtgemeldeten) 
Zeitreihentypen in der Bilanzkreisabrechnung jeweils 
mit „Null“ berücksichtigen (die Archive entsprechend 
mit „Null“ füllen). Die Alternative dazu wäre, dass 
immer alle Zeitreihentypen allokiert werden müssten, 
dann also alle nicht benötigten Zeitreihentypen mit 
„Nullen“ den Datenverkehr unnötig vergrößern. Im 
Umkehrschluss ermöglicht die Deklarationsliste dem 
BKN die Vollständigkeitskontrolle der eingegange-
nen Allokationen. Nur wenn alle vorab deklarierten 
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in einem Netz nicht entge-
gen.  

Allokationszeitreihentypen vorliegen, kann der BKN 
den entsprechenden Bilanzkreis guten Gewissens 
abrechnen. Gerade dem Umstand geschuldet, dass 
es Signale von Seiten der ANBs gibt, die geforderten 
Allokationsdaten nicht fristgerecht liefern zu können, 
ist das Wissen welche Allokationen er aber mindes-
tens machen müsste, für den BKN von enormer wirt-
schaftlicher Bedeutung. Das Schließen und Abrech-
nen von Bilanzkreisen, die nicht vollständig mit allen 
Ausspeiseallokationen versehen sind, würde zu ei-
ner Abrechnung einer Überspeisung des Bilanzkrei-
ses führen.  
Nur so weiß der Bilanzkreisnetzbetreiber, wann 
er eine SLP Zeitreihe zu erwarten hat. Wenn diese 
nicht kommt, dann muss er ein Ersatzverfahren für 
diesen ANB anwenden. So ist es sichergestellt, dass 
er auch im Vorfeld spezifisch für diese BK sich In-
formationen besorgt, entweder beim Bilanzkreisver-
antwortlichen oder ANB. 
 
In § 21 Ziff. 5 erfolgt eine Klarstellung, dass die De-
klarationsliste ausschließlich dem Zweck der daten-
technischen Abwicklung dient und damit lediglich 
informatorischen Charakter hat. 
 

 § 20 lit. a) Satz 2 KoV Satz 2: Ersetzung des 
Worts „Bilanzkreisnetz-
betreiber“, durch das Wort 
„Netzbetreiber“ 
 
Ergänzen angemessener 
Übergangsfristen für die 
Einführung neuer Nachrich-
tentypen sowie klarer Vor-
gaben für ein Änderungs-
management entsprechend 

Gemäß § 23 GasNZV hat Eini-
gung über den Datenaustausch 
zwischen allen Netzbetreibern 
zu erfolgen.  
 
Für neue IT-Standards sind an-
gemessene Einführungszeit-
räume sowie klare Regeln für 
die Fortentwicklung zu gewähr-
leisten. 

Änderung aufgenommen; Regelung in § 21 Ziffer 5 
verschoben.  
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GeLi Gas. 

 § 20 lit. b) Satz 1 KoV Streichung Satz 1 
 
 

Der BKV übt sein Wahlrecht 
gegenüber dem BKN aus, nicht 
gegenüber dem ANB, vgl. § [13] 
Ziff 2 lit. a) Anlage 1 der Festle-
gung BK7-08-002. 

Änderung aufgenommen. 

 § 20 lit. b) Satz 3 KoV Abänderung Satz 3: „Der 
Bilanzkreisnetzbetreiber teilt 
dem Bilanzkreisverantwort-
lichen und dem Ausspeise-
netzbetreiber mit, ob er der 
Ausübung des Wahlrechts 
widerspricht.“ 

Der BKN erwidert unmittelbar 
auf die Erklärung der BKV und 
teilt das Ergebnis seiner Prüfung 
zeitgleich auch dem ANB mit, 
damit dieser die relevanten Da-
ten für die Entnahmestelle ermit-
telt und sie der einschlägigen 
Fallgruppe des stündlichen An-
reizsystems zuordnet. 

Änderung aufgenommen; § 20 lit. b) Satz 4 und 5 
gestrichen.  

 § 21 Ziff. 1 Satz 2 
KoV 

Ergänzen einer Regelung 
für die Weiterentwicklung 
eines solchen Formats so-
wie für den Implementie-
rungszeitpunkt in Anleh-
nung an das Änderungs-
management der GeLi Gas 
 

Für neue IT-Standards sind an-
gemessene Einführungszeit-
räume sowie klare Regeln für 
die Fortentwicklung zu gewähr-
leisten. 

Änderung aufgenommen.  

 § 21 Ziff. 3 Abs. 3 
KoV 

Klarstellung bei den Bullet-
points, ob es sich bei den 
dort jeweils genannten Wer-
ten um nominierte oder um 
gemessene Angaben han-
delt.  

Umsetzung der Differenzierung 
aus § [9] Ziff. 4 Anlage 1 der 
Festlegung BK7-08-002. 

Klarstellung wird erreicht durch Verweis auf §§ 24, 
25 Anlage 3 KoV; Zusätzlich neue Ziffer 6 ergänzt 
mit Hinweis auf Leitfaden zum Bilanzkreismanage-
ment.  

 § 22 KoV Paragraph streichen. Netzkonten sind weder gesetz-
lich noch nach dem Grundmo-
dell der Festlegung BK7-08-002 
vorgesehen. Sie stellen eine 
Fortführung der bisherigen 
Netzbetreiberbilanzkreise dar, 

Alle abrechnungsrelevanten Regelungen zum Netz-
konto wurden gestrichen, der Ausspeisenetzbetrei-
ber trägt keine finanziellen Risiken in Bezug auf die 
Netzkonten. Zur Dokumentation der Ein- und Aus-
speisungen in dem jeweiligen Netz ist jedoch die 
Führung von Netzkonten erforderlich. Durch die 
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
die nach aktuellem Recht nicht 
zulässig und auch nicht erfor-
derlich sind. Nach dem Grund-
modell wird die technische 
Netzsteuerung ausschließlich 
beim BKN verankert, der zentral 
Beschaffung und Einsatz von 
Regelenergie durchführt. Hierfür 
erhält er den alleinigen Zugriff 
auf die Regel- und Ausgleichs-
energieumlage. Die mit dem 
Regelenergieeinsatz entstehen-
den Kosten werden ihm lücken-
los erstattet. Andere Netzbetrei-
ber sind dagegen nicht verpflich-
tet, Ein- und Ausspeisungen in 
ihren Netzen aneinander anzu-
passen oder Differenzen aus-
zugleichen.  
 
Die vorgesehene Netzkontenre-
gelung verlagert die Verantwor-
tung jedoch finanziell wieder auf 
die anderen NB, indem eine 
monatliche monetäre Abrech-
nung der anhand des Netzkon-
tos ermittelten Differenzmengen 
zwischen ANB und BKN statt-
findet. Nach der Festlegung 
allerdings besteht für diese 
Netzbetreiber keinerlei Pflicht, 
überhaupt in Vorleistung zu tre-
ten. 
Darüber hinaus ist die Netzkon-
tenregelung überflüssig, da der 
finanzielle Ausgleich von Netz-

Transparenz wird auch das Vertrauen des Marktes 
in die Regel- und Ausgleichsenergieumlage gestärkt.  
 
Die Regelungen in Ziffer 7 sollen ausschließlich da-
zu dienen, eine missbräuchliche Netzfahrweise bei 
Ausspeisenetzbetreibern, die zu erhöhten Regel-
energieaufwendungen im Marktgebiet führen würde, 
zu verhindern. Es handelt sich um eine reine Miss-
brauchsregelung. Der durch echte Missbrauchsfälle 
ausgelöste erhöhte Regelenergieaufwand soll nicht 
über das Umlagekonto sozialisiert werden, sondern 
dem Verursacher zugeordnet werden können. 
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steuerungseffekten über die 
Regel- und Ausgleichsenergie-
umlage sowie über die Mehr-/ 
Mindermengenabrechnung, de-
ren Einnahmen nicht beim ANB 
verbleiben, sondern auf das 
Umlagekonto zu buchen sind 
(vgl. Anm. zu § 12 Anlage 3 
KoV), sichergestellt ist.  
 
 

 § 23 KoV Alternativer Einsatz des 
Mini-MüT (siehe lfd. Nr. 3) 

(siehe lfd. Nr. 3) (siehe Kommentar Ziffer 3) 

 Anlage 1 KoV Ergänzung der Anlage 1 
wie folgt: „Die weitere Zu-
sammenlegung von Markt-
gebieten bleibt vorbehal-
ten“. 

Die Anzahl der Marktgebiete ist 
auch über den aktuell in der 
Anlage 1 erfassten Stand weiter 
zu reduzieren. 

Änderung aufgenommen. 

 § 4 Anlage 3 KoV Satz in Absatz 1 ergänzen: 
„Die für die Bezeichnung 
der an- bzw. abgemeldeten 
Entnahmestellen genutzten 
Messstellenbezeichnungen 
dürfen nach ihrer Vergabe 
nicht mehr verändert wer-
den.“ 

Klarstellung eines aus Sicht der 
BK bereits bestehenden Kon-
senses zwischen Netzbetreiber- 
und Netznutzerverbänden. Ver-
änderungen der Messstellenbe-
zeichnung erschweren die Iden-
tifizierung der Entnahmestellen 
im Rahmen der An- und Abmel-
dung der Netznutzung erheblich 
im Rahmen der Prozesse der 
GeLi Gas erheblich und sollten 
daher unterbleiben. 
Geeignete Messstellenbezeich-
nungen existieren bereits in der 
G2000. Im Rahmen der KoV 
sollte die Verbindlichkeit der 
dortigen Vorgaben verstärkt 

Änderung aufgenommen. 
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werden und die nicht - temporä-
re Anwendung für verbindlich 
erklärt werden. 

 § 7 Ziff. 3 Satz 2 An-
lage 3 KoV 

Ändern in: „Die Einbringung 
von Ausspeisepunkten zu 
Letztverbrauchern in den 
Bilanzkreis vollzieht der 
Bilanzkreisnetzbetreiber 
innerhalb von zwei Werkta-
gen ab der Meldung des 
ensprechenden Ausspeise-
punktes durch den Bilanz-
kreisverantwortlichen.“ 

Bislang vorgesehene Regelung 
verstößt gegen die Vorgaben 
des Prozesses „Lieferbeginn“ 
der GeLi Gas Danach ist die 
Möglichkeit eines untermonatli-
chen Lieferbeginns für alle SLP- 
und RLM- Ausspeisepunkte zu 
gewährleisten. Da aber der Lie-
ferbeginn unmittelbar mit dem 
Bilanzierungsbeginn zusam-
menhängt, muss auch die Bilan-
zierung untermonatlich erfolgen 
können. 

Änderung nicht übernommen, da kein Widerspruch 
zur GeLi Gas. Untermonatlicher Lieferantenwechsel 
ist unabhängig von der Bilanzkreiszuordnung mög-
lich. Ein Ausgleich der entstehenden Differenzmen-
gen erfolgt nach dem „Mehr-/Mindermengenmodell“, 
vgl. GeLi Gas D.5.  

 § 12 Anlage 3 KoV Klarstellung, dass Kosten 
und Erlöse aus der Mehr-
/Mindermengenabrechnung 
unmittelbar auf das Umla-
gekonto gem. § [15] Anla-
ge 1 der Festlegung BK7-
08-002 zu buchen sind. 

Mit der Mehr-/Mindermengen-
abrechnung wird ein Teil der 
Kosten des Regelenergieeinsat-
zes im Marktgebiet individuali-
siert. Da Regelenergie aus-
schließlich beim BKN beschafft 
und eingesetzt wird, sind die 
Kosten und Erlöse aus der 
Mehr-/Mindermengenab-
rechnung als ein Buchungspos-
ten in die allgemeine Umlage 
der Regelenergiekosten einzu-
beziehen. (siehe auch Anmer-
kungen zu § 22 KoV „Netzkon-
ten“, lfd. Nr. 31) 

Änderung aufgenommen. 

 § 12 Anlage 3 KoV Es ist klarzustellen, für wel-
che tatsächlich entnomme-
nen Ist-Mengen des Ab-
rechnungszeitraums welche 

Insbesondere bei SLP-
Entnahmestellen werden wäh-
rend des Abrechnungszeitraums 
mehrere unterschiedliche Aus-

Änderung aufgenommen. 
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Ausgleichsenergiepreise 
zur Anwendung kommen.  

gleichsenergiepreise gelten. 
Hier ist sicherzustellen, dass ein 
Ausgleichsenergiepreis ange-
setzt wird, der die Preisstruktur 
während des Abrechnungszeit-
raums angemessen widerspie-
gelt. Dies wäre nicht gegeben, 
wenn die Mehr-/Mindermengen-
abrechnung jeweils nur zu dem 
Preis desjenigen Monats erfolgt, 
in dem sie zufälligerweise 
durchgeführt wird. 

 § 22 Ziff. 3 Anlage 3 
KoV 

Ziff. 3 streichen. Ggf. ge-
sonderter Hinweis in sepa-
ratem Paragraphen, dass 
der ANB vom BKV techni-
sche Ausspeisemeldungen 
verlangen kann, soweit dies 
für die Systemintegrität des 
Ausspeisenetzes erforder-
lich ist. 

Gemäß § [9] Ziff. 4 lit. b) der 
Anlage 1 zur Festlegung BK7-
08-002 ist für alle RLM-
Entnahmestellen die gemesse-
ne Menge in der Bilanz relevant. 
Eine Nominierung ist dagegen 
nicht vorgesehen. Der ANB 
kann folglich keine Nominierung 
vom BKV verlangen. 

Streichung vorgenommen. Regelung zu technischen 
Ausspeisemeldungen in einem neuen § 23 aufge-
nommen. 

 § 22 Ziff. 6 Anlage 3 
KoV; jetzt § 22 Ziff.5 
Anlage 3 

Implementierungsfrist strei-
chen oder anpassen. 

Die Implementierungsfristen 
dürfen dem kurzfristigen Kapazi-
tätshandel (z.B. auf „Day-
ahead“-Basis gemäß Art. 5 
Abs. 3 VO 1775/2005) nicht 
entgegenstehen.  

Klarstellung, dass kurzfristiger Kapazitätshandel 
nicht beeinträchtigt wird. 

 § 23 Ziff. 3, 1. Bullet-
point Anlage 3 KoV; 
jetzt § 24 Ziff.3, 1. 
Bulletpoint Anlage 3 
KoV  

Ergänzung Satz 1 am Ende: 
„soweit der BKV nicht aus-
drücklich erklärt hat, dass 
die Entnahmestelle der Fall-
gruppe (b) des stündlichen 
Anreizsystems gemäß § 28 
Ziff. 2 Anlage 3 KoV ange-
hören soll“. 

Umsetzung des Wahlrechts 
nach unten gemäß § [13] Ziff. 2 
lit. (a) letzter Bulletpoint der An-
lage 1 zur Festlegung BK7-08-
002. 

Änderung aufgenommen; Widerspruchsrecht des 
Bilanzkreisnetzbetreibers ergänzt.  
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 § 23 Ziff. 3, 2. Bullet-

point Anlage 3 KoV 
jetzt § 24 Ziff.3, 2. 
Bulletpoint Anlage 3 
KoV 

Ergänzung Satz 1 am Ende: 
„soweit der BKV nicht aus-
drücklich erklärt hat, dass 
die Entnahmestelle der Fall-
gruppe (a) des stündlichen 
Anreizsystems gemäß § 28 
Ziff. 2 Anlage 3 KoV ange-
hören soll“ 

Umsetzung des Wahlrechts 
nach oben gemäß § [13] Ziff. 2 
lit. (a) letzter Bulletpoint der An-
lage 1 zur Festlegung BK7-08-
002. 

Änderung aufgenommen.  

 § 23 Ziff. 3, 2. Bullet-
point Satz 2 bis 3 
Anlage 3 KoV; jetzt  
§ 24 Ziff.3, 2. Bullet-
point Satz 2 bis 3 
Anlage 3 KoV 

Satz 2 umformulieren wie 
folgt: „Der Bilanzkreisver-
antwortliche kann gegen-
über dem Bilanzkreisnetz-
betreiber erklären, dass 
eine oder mehrere RLM-
Entnahmestellen mit einer 
Ausspeisekapazitätsbu-
chung oder Vorhalteleistung 
von mehr als 300 MWh/h 
als Großverbrauche mit 
Tagesband bilanziert wer-
den sollen.“ 
 
Satz 3: streichen 

Der BKV übt das Wahlrecht ge-
genüber dem BKN aus, nicht 
der Transportkunde gegenüber 
dem ANB, vgl. § [13] Ziff 2 lit. a) 
Anlage 1 der Festlegung BK7-
08-002. 
 
Mitteilung des ANB an den BKN 
gemäß Satz 3 entfällt daher 
ebenfalls. 

Änderung aufgenommen.  

 § 23 Ziff. 4, 3. Bullet-
point Anlage 3 KoV 

Streichen Die Durchführung eines verein-
fachten Lastprofilverfahrens ist 
vom aktuellen Recht nicht ge-
deckt. Das vorgesehene Verfah-
ren (sog. „einfaches analyti-
sches Lastprofilverfahren“) stellt 
lediglich ein Restlast-Verfahren 
dar, das die Anforderungen an 
ein SLP-Verfahren nach § 29 
GasNZV nicht erfüllt, da es ins-
besondere keine sachgerechte 
Mengenallokation auf die min-
destens zu berücksichtigenden 

Streichung übernommen. 
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Kundengruppen und die damit 
vorgesehene Entnahmestellen-
spezifikation gewährleistet. 
Zudem ist eine Übergangslö-
sung nicht geboten, da die Ver-
pflichtung zur Anwendung ver-
ordnungskonformer SLP bereits 
seit 2005 besteht. 

 § 24 Ziff. 4 lit. (a) An-
lage 3 KoV; jetzt § 25 
Ziff. 4 lit. (a) Anlage 3 
KoV 

Streichung des letzten Bul-
letpoints. 

1:1-Übernahme der festgelegten 
Standardvertragsklausel erfor-
derlich: Eine gesonderte Erwäh-
nung des Mini-MüT war im 
Rahmen der Festlegung nicht 
geboten, da der Mini-MüT nur 
eine Unterfallgruppe des aus-
drücklich geregelten MüT dar-
stellt. 

Änderung aufgenommen. 
 
Ergänzung in § 31 Ziff.5: „Der Mini-MüT stellt eine 
Unterfallgruppe des MüT dar. § 25 Ziff. 4 lit. a) gilt 
entsprechend für den Mini-MüT.“ 
 
 

 § 24 Ziff. 5 Anlage 3 
KoV; jetzt § 25 Ziff. 5 
Anlage 3 KoV 

Anpassung an § [9] Ziff. 5 
Anlage 1 der Festlegung 
BK7-08-002. 

1:1-Übernahme der festgelegten 
Standardvertragsklausel. 
 
Die in der Festlegung getroffene 
Vorgabe zur Nichtberücksichti-
gung von Regelenergielieferun-
gen, soll gerade dazu dienen, 
Ungleichgewichte im Bilanzkreis 
des Regelenergielieferanten zu 
vermeiden. Soweit gleichwohl 
von den Netzbetreibern, hier 
aus Effizienzerwägungen zur 
Verhinderung der Etablierung 
eines Parallelsystems, eine Ab-
wicklung der gelieferten Regel-
energie über die Bilanzkreise 
bevorzugt wird, müsste über 
eine solche (ergänzende) Rege-
lung jedenfalls sichergestellt 

Änderung aufgenommen. Ergänzende Regelung zur 
Regelenergiebereitstellung in einem neuen § 32 auf-
genommen. 
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sein, dass der Bilanzkreisstatus 
des BKV sich im Rahmen kurz-
fristigen Regelenergieabrufs 
nicht derart verändert, dass 
sachwidrig Strukturierungsbei-
träge oder Ausgleichsenergie-
entgelte für ihn anfallen. 
 

 § 24 Ziff. 6 Anlage 3 
KoV 

Ergänzen nach „Biogas-
mengen“: „in Biogasbilanz-
kreisen“. 

Biogasbilanzierung erfolgt 
grundsätzlich nach den allge-
meinen Regeln. Lediglich bei 
der Inanspruchnahme des er-
weiterten Biogas-Bilanzaus-
gleichs beträgt der Bilanzie-
rungszeitraum gemäß § 41e 
GasNZV zwölf Monate. 

Regelungen zur Biogasbilanzierung aus KoV ent-
fernt. 

 § 26 Ziff. 3 Satz 6 
Anlage 3 KoV 

Ergänzende Regelung zur 
Rundung ist in eine separa-
te Regelung aufzunehmen. 

1:1-Übernahme der festgelegten 
Standardvertragsklausel erfor-
derlich. Rundungsregelung ist in 
den Standardvertragsklauseln 
der Anlage 1 der Festlegung 
BK7-08-002 nicht vorgesehen. 

Streichung vorgenommen. Ergänzende Regelung in 
§ 32. 

 § 28 Ziff. 2 lit. (a) 
6. Bulletpoint (i) An-
lage 3 KoV jetzt § 29 
Ziff. 2 lit. a) 6. Bullet-
point Anlage 3 KoV 

Umformulieren entspre-
chend Text in § [13] Ziff. 2 
lit. (a) Standardvertrag 
„…von mehr als 300 
MWh/h…“ 

1:1-Übernahme der festgelegten 
Standardvertragsklausel erfor-
derlich. 
 
Ggf. erforderliche Ergänzungen 
(hier z.B. Einordnung von RLM-
Entnahmestellen mit einer Vor-
halteleistung/Kapazität von ge-
nau 300 MWh/h) sind in eigenen 
Absätzen oder Paragraphen 
separat zu regeln. 

Streichung vorgenommen. Ergänzende Regelung in 
§ 32. 

 § 28 Ziff. 2 lit. (a) letz-
ter Bulletpoint (ii) 

Umformulieren wie folgt: 
„Ausspeisungen […], wenn 

Der BKV übt das Wahlrecht ge-
genüber dem BKN aus, nicht 

Änderung aufgenommen.  
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
Satz 1 Anlage 3 KoV; 
jetzt § 29 Ziff. 2 lit. a) 
letzter Bulletpoint 
Satz 1 Anlage 3 KoV 

der Bilanzkreisverantwortli-
che dies gegenüber dem 
Bilanzkreisnetzbetreiber 
ausdrücklich erklärt hat.“ 

der Transportkunde gegenüber 
dem ANB, vgl. § [13] Ziff 2 lit. a) 
Anlage 1 der Festlegung BK7-
08-002. 
Denkbar wäre allenfalls, dass 
der ANB als Stellvertreter des 
BKN tätig wird. 

 § 29 Ziff. 2 letzter 
Bulletpoint Anlage 3 
KoV 

Bulletpoint streichen Da die Regelung zu Netzkonten 
dem Grundmodell der GABi Gas 
widerspricht und zu streichen 
ist, können auch keine Kosten 
und Erlöse aus der Abrechnung 
der Netzkonten entstehen und 
auf das Umlagekonto gemäß § 
[15] der Anlage 1 der Festle-
gung BK7-08-002 gebucht wer-
den. 

Streichung vorgenommen,  

 §§ 32, 33 Anlage 3 
KoV 

Vollständige Streichung in 
der KoV und Überführung 
aller Biogasregeln in einen 
Leitfaden im Anhang zur 
KoV zu erwägen (entspre-
chend Leitfaden zur Kos-
tenwälzung Biogas). 
 
 
Ex-post-balancing über den 
01.04.2009 hinaus ist nicht 
zulässig. 

Bei der Überführung in einen 
Leitfaden ist außerdem zu über-
prüfen, inwieweit die im Entwurf 
der KoV angelegten Regelun-
gen im Einklang mit den Vorga-
ben in § 41 e GasNZV stehen.  
 
 
Jedenfalls die Möglichkeit eines 
ex-post-balancing ist in den 
Sonderregelungen der GasNZV 
für Biogas nicht vorgesehen; die 
Vorgaben der Festlegung BK7-
08-002 zur Beschränkung des 
ex-post-balancings sind daher 
auch für die Biogasbilanzierung 
verbindlich. 

Streichung vorgenommen; Regelungen werden spä-
ter in einem Leitfaden aufgenommen. 

 § 34 Anlage 3 KoV; Alternativer Einsatz des (siehe lfd. Nr. 3) Durch Regelung in § 18 KoV abgedeckt. 
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 Fundstelle Anmerkung Begründung Kommentar BDEW/VKU/GEODE 
jetzt § 35 Anlage 3 
KoV 

Mini-MüT (siehe lfd. Nr. 3). 
 

 § 42 Ziff. 2 Satz 1 
Anlage 3 KoV; jetzt § 
43 Ziff. 2 Satz 1 An-
lage 3 KoV 

Nach „der Kapazitätsrechte“ 
einfügen: „(mit oder ohne 
Nominierungsrecht)“. 

Klarstellung der verschiedenen 
Ausgestaltungsmöglichkeiten im 
Rahmen des Sekundärhandels. 

Änderung aufgenommen. 

 § 42 Ziff. 3 Anlage 3 
KoV; jetzt § 43 Ziff.3 
Anlage 3 

Bei Beibehaltung des Zu-
stimmungserfordernisses ist 
die Fiktion aufzunehmen, 
dass die Zustimmung als 
erteilt gilt, wenn der Netz-
betreiber sich nach Mittei-
lung der beabsichtigten 
Übertragung nicht innerhalb 
einer angemessenen Frist 
äußert. 
 

Um den Sekundärhandel zu 
erleichtern, darf die Vertragüber-
tragung nicht an höhere Hürden 
geknüpft werden als der Ver-
tragsschluss auf Primärebene. 
Ist dies durch die vorgesehene 
Einzelfallzustimmung gewähr-
leistet? 

Klarstellung eingefügt, die Gleichbehandlung mit 
Erwerb von Primärkapazitäten vorsieht. Zustim-
mungsfiktion würde Privilegierung des Sekundärer-
werbs bedeuten.  

 
 
 
 


